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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 64/13 B 
 
L 4 SB 13/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 SB 180/11 Tr (SG Trier) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………… 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Dezember 2013 durch die 

Richter   K r u s c h i n s k y  ,   O t h m e r    und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozi-

algerichts Rheinland-Pfalz vom 16. Juli 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.7.2013 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 50 verneint. Gegen die 

Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) 

Beschwerde eingelegt. Er macht geltend, die Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung 

(§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und es liege ein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) vor.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Der Kläger behauptet zwar eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (vgl § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG), legt jedoch die höchstrichterliche Klärungsbedürftigkeit der von ihm angesprochenen 

Frage zur Bildung des Gesamt-GdB bei mehreren Einzel-GdB-Werten nicht hinreichend dar (vgl 

dazu BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2).  

 

Ähnlich verhält es sich mit der Behauptung des Vorliegens eines Verfahrensmangels, auf dem 

die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Gemäß § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, 

wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung 

nicht gefolgt ist. Diesen Erfordernissen ist der Kläger schon im Ansatz nicht gerecht geworden, 

da es an der Bezeichnung eines bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages fehlt, den das 

LSG übergangen haben könnte. Tatsächlich rügt der Kläger die Beweiswürdigung des LSG (vgl 

§ 128 Abs 1 S 1 SGG), womit er allerdings nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein 

keine Revisionszulassung erreichen kann. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 S 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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